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Rhein-Erft-Kreis, Der Landrat          Bergheim, den 24.10.2023 
 

 

Bekanntmachung 

 

Auslegung der Planunterlagen im Aufstellungsverfahren für die Änderung des 
Braunkohlenplans „Teilplan 12/1 – Hambach – Abbau- und Außenhaldenfläche 
des Tagebaus Hambach“ 
 

 

Der Braunkohlenplan „Teilplan 12/1 – Hambach – Abbau- und Außenhaldenfläche 

des Tagebaus Hambach“ wurde durch den damaligen Braunkohlenausschuss am 

16.12.1975 beschlossen und per Erlass der Landesregierung vom 11.05.1977 für 

verbindlich erklärt. 

Er bildet die Grundlage für die bergrechtlichen Genehmigungsverfahren. 

Eine Grundannahme des Braunkohlenplans ist, dass die gesamte zeichnerisch dar-

gestellte Abbaufläche bis 2045 für eine gesicherte Energieversorgung notwendig sei. 

 

Mit Inkrafttreten des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes (KVBG) vom 

08.08.2020, der Unterzeichnung des öffentlich-rechtlichen Vertrages auf der Grund-

lage des KVBG, der Leitentscheidung der Landesregierung NRW vom 23.03.2021, 

der Politischen Verständigung zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz, dem Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des 

Landes Nordrhein-Westfalen und der RWE Power AG zum vorgezogenen Kohleaus-

stieg 2030 im Rheinischen Revier vom 04.10.2022 sowie mit der die vorgenannten 

Gesichtspunkte berücksichtigenden Anpassung des KVBG vom 19.12.2022 ist nun 

vorgegeben, dass die marktorientierte Braunkohlenverstromung im Rheinischen Re-

vier frühzeitiger als geplant, und zwar im Jahr 2030, enden soll. Die Leitentscheidung 

aus dem Jahr 2023 (Beschluss der Landesregierung vom 19.09.2023) enthält hierzu 

keine weiteren Gesichtspunkte für den Tagebau Hambach.  

 

Für den Tagebau Hambach leitet sich aus dem Stilllegungspfad des KVBG ein deut-

lich verminderter Braunkohlebedarf ab. Gleichzeitig soll unter anderem auf eine 

bergbauliche Inanspruchnahme der verbleibenden Teile des Hambacher Forstes, 
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des Merzenicher Erbwaldes, des westlich an das FFH-Gebiet Steinheide angrenzen-

den Waldstückes sowie der Ortschaft Morschenich verzichtet werden. Dies führt zu 

einer Beendigung der Kohlegewinnung im Tagebau Hambach bereits im Jahr 2029 

und zu einer Veränderung der Abbaugrenze und Sicherheitslinie sowie der Grundzü-

ge der Wiedernutzbarmachung einschließlich der räumlichen Lage und Ausgestal-

tung des Tagebausees. 

 

Vor diesem Hintergrund wurde mit dem Beschluss des Braunkohlenausschusses 

vom 28.05.2021 die wesentliche Änderung der Grundannahmen und damit das Er-

fordernis einer Planänderung für den Braunkohlenplan „Teilplan 12/1 – Hambach – 

Abbau- und Außenhaldenfläche des Tagebaues Hambach “ festgestellt (§ 30 LPlG 

NRW). Es ist davon auszugehen, dass der Braunkohleausschuss am 27.10.2023 den 

Aufstellungsbeschluss fassen wird (§ 28 Abs. 1 LPlG NRW).  

 

Die Bergbautreibende RWE Power AG hat der Bezirksregierung Köln die erforderli-

chen Angaben zur Umweltprüfung i.S.v. § 8 Abs. 1 S. 1 ROG / § 40 Abs. 1 UVPG 

vorgelegt (Unterlage „Änderung des Braunkohlenplans Hambach Teilplan 12/1 - An-

gaben zur Umweltprüfung“). 

Diesen Angaben zur Umweltprüfung der RWE Power AG waren folgende Anlagen 

beigefügt: 

- Fachbeitrag Natur und Landschaft  

- Artenschutzrechtliche Machbarkeitsprüfung – hier: Fortführung des Tagebaube-

triebs einschließlich Wiedernutzbarmachung  

- Artenschutzrechtliche Machbarkeitsprüfung – hier: Veränderungen des Wasser-

haushalts und der Grundwasserbeschaffenheit  

- FFH-Verträglichkeitsuntersuchung  

- Archäologisch-historischer Fachbeitrag 

- Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, gesamtheitliche Beurteilung der Vereinbar-

keit des Vorhabens mit den Bewirtschaftungszielen für Oberflächen- und Grund-

wasserkörper  

- Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, Grundwasserkörper und Oberflächenwas-

serkörper (Sümpfung, Einleitungen, Gewässerausbau)  

- Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, grundwasserabhängige Oberflächenwas-

serkörper (Abschlussphase) und Tagebausee Hambach  
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- Bestandserhebung Oberflächengewässer im Untersuchungsgebiet Wirkpfad 

Wasser  

- Limnologisches Prognosegutachten für den zukünftigen Tagebausee Hambach 

- Gutachterliche Stellungnahme zur Höhe des Zielwasserspiegels für den zukünfti-

gen Tagebausee Hambach  

- Gutachterliche Prognose über die zukünftig zu erwartende Gewässergüte im 

Abstrombereich der Kippe Hambach  

- Bericht 2023: Grundwassermodell für das Rheinische Braunkohlenrevier  

- Klimagutachten: Klimaökologische Situation im Bereich Tagebau Hambach: Mo-

dell-basierte Klimaexpertise  

- Lärmprognose: Schalltechnische Untersuchung der zu erwartenden Geräu-

schimmissionen aus dem Tagebau Hambach – Tagebaustände Ende 2024 und 

Ende 2027  

- Bericht zur schalltechnischen Auswertung des Grundablasses an der Ruhrtalsper-

re Schwammenauel - Vergleich Auslaufbauwerk der Rheinwassertransportleitung 

in den Tagebau Hambach  

- Erschütterungsmessung, Bericht zur Erschütterungsmessung im Tagebau Ham-

bach.  

 

Die Regionalplanungsbehörde der Bezirksregierung Köln hat im Rahmen des Braun-

kohlenplanänderungsverfahrens eine Umweltprüfung durchgeführt und einen Um-

weltbericht erarbeitet (§ 8 Abs. 1 ROG). Der Umweltprüfung und dem Umweltbericht 

lagen insbesondere die Angaben zur Umweltprüfung (mit Anlagen) zugrunde, die die 

Bergbautreibende der Bezirksregierung Köln zur Verfügung gestellt hat. Für die Än-

derung des Braunkohlenplans ist gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Anlage 5, Nr. 1.5 

UVPG („Raumordnungsplanungen nach § 13 des Raumordnungsgesetzes“), § 2 

Abs. 1 LPlG NRW eine Umweltprüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung erfolgt 

gemäß § 48 S. 1 UVPG nach dem Raumordnungsgesetz (ROG).  

 

Folgende Unterlagen:  

- Entwurf des Braunkohlenplans (mit Begründung) einschließlich Entwurf zeichneri-

sche Festlegung und Erläuterungskarten sowie Umweltbericht der Bezirksregie-

rung Köln, 
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- von der Bergbautreibenden vorgelegte Angaben zur Umweltprüfung mit Anlagen 

(siehe zu den einzelnen Anlagen die vorstehende Auflistung) 

 

werden im Zeitraum vom  

 

06.11.2023 bis einschließlich 21.12.2023 
  

unter         https://bit.ly/3tN8G4w 

 

Stellungnahmen zum Plan/Vorhaben können vom 06.11.2023  bis einschließlich 

zum 21.12.2023 vorgebracht werden. Einzelheiten zur Abgabe von Stellungnahmen 

und Einwendungen finden sich in der Bekanntmachung der Bezirksregierung Köln 

unter der folgenden Internetadresse (Unterpunkt: Änderung des Braunkohlenplans 

„Teilplan 12/1 – Hambach – Ab-bau- und Außenhaldenflächen des Tagebaues Ham-

bach“) 

 

https://url.nrw/braunkohlenplanverfahren 

 

Bergheim, den 24.10.2023 

Im Auftrag 

 
Gez. Bus 
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Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 UVPG über die  

Feststellung der UVP-Pflicht  
 

für das Vorhaben zur Errichtung einer Windenergieanlage in Kerpen Marienfeld 

 

Az: 70-6/05/0011/23/Rö 

 

Gemäß des § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18.03.2021 (BGBl. 

I S. 540), in der zurzeit gültigen Fassung, wird hiermit nachfolgende Entscheidung öffentlich 

bekannt gegeben: 

 

Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, Lister Straße 10, 30163 Hannover hat folgende 

Vorhaben nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetz beantragt: 

 

• Errichtung einer Windenergieanlage vom Typ Siemens Gamesa SG6.6-170 am Standort 

Kerpen Marienfeld in der Gemarkung Mödrath, Flur 13, Flurstück 54.  

 

Auf den Antrag der RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH vom 28.04.2023 mit 

Vervollständigung der Unterlagen vom 28.08.2023 ergeht gemäß Anlage 1 Nummer 1.6.3 UVPG nach 

der Vorprüfung des Einzelfalls auf die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

„UVP“ folgende Entscheidung: 

 

Die Behörde gelangt nach Anwendung der Kriterien für die Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 2 Satz 3 und 4 

UVPG unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu dem Ergebnis, dass die 

potenziellen Auswirkungen des Vorhabens nicht erheblich sind. 

 

In der Folge ist keine UVP erforderlich. Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Absatz 2 UVPG 

bekannt gemacht und ist gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

 

Bergheim, den 23.10.2023 

 

Rhein-Erft-Kreis - Der Landrat 

70 Amt für technischen Umweltschutz 

50124 Bergheim 

 

 

Im Auftrag 

 

gez. vom Felde 
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±

Der Landrat
Amt für Kreisentwicklung, Ökologie
und Klimafolgenanpassung

Legende

Geändertes Plangebiet des 11. Änderungs-
verfahrens Landschaftsplan 1

aufgrund der Kreisgrenzenänderung (2016)
zusätzliche Fläche des Rhein-Erft-Kreises

Kreisgrenze
Geltungsbereich Landschaftsplan 1

Rhein-Kreis Neuss

Rhein-Erft-Kreis

Datenlizenz Deutschland - Zero (www.govdata.de/dl-de/zero-2-0) Maßstab 1:35.000

Erweiterung des Plangebietes

aufgrund der Flurbereinigung (2022) an den
Rhein-Neuss Kreis übertragene Flächen

Landschaftsplan 1 "Tagebaurekultivierung Nord"

Überarbeitung des Landschaftsplanes auf dem Bereich 
der Rekultivierungsflächen - Königshovener Höhe - des Tagebaus Garzweiler

11.Änderung
Ergänzung zum Aufstellungsbeschluss vom 18.03.2021
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Bekanntmachung der Bezirksregierung Köln 

 

Wasserrechtliches Bewilligungsverfahren gem. §§ 8 ff. WHG für die Entnahme 

von Grundwasser durch die Currenta GmbH & Co.OHG für den Chempark 

Dormagen - Az.: 54.1-1.2-(11.0) -56 Hü 

 

Im Bewilligungs-, bzw. gehobenen Erlaubnisverfahren zur Entnahme von 

Grundwasser an den vorhandenen Brunnenanlagen für die Betriebswasserversorgung 

und hydraulische Grundwassersicherung für den Chempark Dormagen durch die 

Firma Currenta GmbH & Co.OHG findet zur Erörterung der rechtzeitig gegen das o.g. 

Vorhaben abgegebenen Stellungnahmen der beteiligten Behörden und sonstigen 

Stellen sowie der Einwendungen aus dem Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren am 

20.11.2023, um 10:00 Uhr, in der Bezirksregierung Köln, 

Raum H 200 (Plenarsaal), Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln, 

der Erörterungstermin gemäß § 18 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit 

(UVPG) in Verbindung mit den §§ 73 Abs. 6 Satz 6 und 67 Abs. 1 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) NRW statt. Falls erforderlich wird der 

Erörterungstermin am 23.11.2023, um 10:00 Uhr, in der Bezirksregierung Köln, 

Raum H 448, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln, fortgesetzt. 

Die Bekanntmachung des Erörterungstermins erfolgt gemäß § 18 UVPG in Verbindung 

mit § 73 Abs. 6 Satz 2 VwVfG. 

 

Die Teilnahme ist jedem, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, 

freigestellt. 

Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, können sich durch einen 

Bevollmächtigten im Termin vertreten lassen. Dieser hat seine Bevollmächtigung 

durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten der 

Anhörungsbehörde zu geben. 

 

Der Erörterungstermin ist nach § 18 Abs. 1 UVPG i.v.m. § 73 Abs. 6 VwVfG und § 68 

VwVfG NRW nicht öffentlich. Teilnahmeberechtigte werden daher gebeten, rechtzeitig 

zum Erörterungstermin zu erscheinen und sich am Eingang mit einem amtlichen 

Ausweisdokument auszuweisen. Teilnahmeberechtigte, die sich vertreten lassen, 

werden außerdem gebeten, eine schriftliche Vollmacht auszustellen, die von der 

bevollmächtigten Person vorzulegen ist.  

 

Teilnahmeberechtigt für den Erörterungstermin sind der Träger des Vorhabens, die 

Behörden und Träger öffentlicher Belange, Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 

VwVfG, die Stellungnahmen abgegeben haben, die Betroffenen und diejenigen 

Personen, die Einwendungen erhoben haben. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn 

verhandelt werden kann und dass das Anhörungsverfahren mit Abschluss des 

Erörterungstermins beendet ist. 
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Durch die Teilnahme an der mündlichen Verhandlung oder durch Vertreterbestellung 

entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

 

Da keine Besucherparkplätze zur Verfügung stehen, wird empfohlen die umliegenden 

Parkhäuser zu nutzen oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln anzureisen. 

Eine Bewirtung durch die Bezirksregierung erfolgt nicht. 

 

Köln, 11.10.2023 

 

Im Auftrag 

gez. Hülsen 
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